Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Landesverband Hessen 


Resolution 

der Vertrauensleute- und Personalräteversammlung 
am 21. März 2006 im DGB Haus Franfurt
Garantierter Unterricht

statt Etikettenschwindel

Die Vertrauensleute- und Personalräteversammlung der GEW Hessen weist das von Kultusministerin Wolff in sogenannten Handreichungen vorgelegte Programm „Unterrichtsgarantie plus“ als Etikettenschwindel und als Versuch, den Schulen den schwarzen Peter für eine völlig unzureichende personelle Ausstattung zuzuschieben, zurück.

Die GEW wird alle gewerkschaftlichen Schritte unternehmen, um die beabsichtigte Deregulierung und Privatisierung des Bildungswesens, die auch eine weitere Verschärfung bereits vorhandener sozialer Benachteiligung mit sich bringen würde, zu verhindern.

Mit diesen Handreichungen stiehlt sich die CDU Landesregierung aus der Verantwortung, trägt zunehmend Konflikte in die Schulen und versucht mit weiterer Mehrarbeit für die Lehrkräfte, mit Deregulierung und Billigarbeitskräften ihr politisches Scheitern bei der Unterrichtsgarantie zu bemänteln. Dies ist ein erneuter Angriff auf die Professionalität der Arbeit in den Schulen, damit auf die Qualität des Unterrichts und mehr als unverantwortlich gegenüber den Schülerinnen und Schülern, aber auch gegenüber den Lehrkräften.

Die Vertrauensleute und Personalräteversammlung fordert von der Landesregierung die Verwirklichung eines Konzepts zur Sicherung von qualifiziertem Unterricht. Hierzu benötigen die Schulen eine um mindestens 10 Prozent über den regulären Unterrichtsbedarf hinausgehende Zuweisung von ausgebildeten Lehrkräften. Eingeplant als Bereitschaftsdienst in den Pflichtstunden wäre dies die Voraussetzung dafür, dass Vertretung in aller Regel vom Team der in einer Klasse unterrichtenden Lehrkräfte übernommen wird und qualifizierter Unterricht gesichert werden kann.
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